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(2) Die Gemeinde kann Bürgern, die über einen längeren 
Zeitraum ein Ehrenamt verwaltet haben und in Ehren aus- 
geschieden sind, eine Ehrenbezeichnung verleihen.

(3) Ehrenbürgerrecht und Ehrenbezeichnungen können auf 
Beschluß der Gemeindevertretung aberkannt werden.

3. Abschnitt:
Vertretung und Verwaltung

§20
Organe

Selbstverwaltungsorgane der Gemeinde sind die Gemeinde­
vertretung und der Bürgermeister.

§21
Gemeindevertretung

(1) Die Gemeindevertretung ist die Vertretung der Bürger 
und das oberste Willens- und Beschlußorgan der Gemeinde. 
Sie führt in der kreisangehörigen und der kreisfreien Stadt 
die Bezeichnung Stadtverordnetenversammlung.

(2) Die Gemeindevertretung ist im Rahmen der Gesetze für 
alle Angelegenheiten der Gemeinde zuständig, soweit nicht 
dem Bürgermeister durch Gesetz oder Beschluß der Ge­
meindevertretung bestimmte Angelegenheiten übertragen 
sind. Die Gemeindevertretung überwacht die Ausführung 
ihrer Beschlüsse und sorgt beim Auftreten von Mißständen 
in der Gemeindeverwaltung für deren Beseitigung durch den 
Bürgermeister.

(3) Die Gemeindevertretung beschließt ausschließlich über
a) die Richtlinien, nach denen die Verwaltung geführt 

werden soll,
b) die Bildung und Zusammensetzung der Ausschüsse,
c) die Grundsätze für Personalentscheidungen sowie die 

Genehmigung des Abschlusses und der Aufhebung von 
Verträgen mit Bediensteten der Gemeindeverwaltung 
entsprechend der Hauptsatzung,

d) die Verleihung des Ehrenbürgerrechts und anderer 
Ehrenbezeichnungen,

e) die Veränderung von Gemeindegrenzen gemäß § 12 Ab­
satz 2,

f) den Erlaß, die Änderung und Aufhebung von Satzun­
gen,

g) die Festlegung und Einhaltung von Schutz- bzw. Vor­
behaltsgebieten zur Sicherung der Trinkwasserversor­
gung, Abwendung von Hochwasser- und Unwetterschä­
den sowie zur Erhaltung von Landschaften und Gebie­
ten mit besonders wertvollem Artenbestand von Flora 
und Fauna im Gemeindegebiet,

h) die Festlegung der Verkehrs- und Freizeitnutzung von 
Oberflächengewässem und im Bereich der Uferzonen,

i) den Haushaltsplan, die Haushaltssatzung und den Stel­
lenplan, die Zustimmung zu über- und außerplanmäßi­
gen Ausgaben, die Entgegennahme der Jahresrechnung 
und die Entlastung des Bürgermeisters für die Haus­
haltsdurchführung,

j) die Festsetzung allgemein geltender öffentlicher Abga­
ben und privatrechtlicher Entgelte,

k) die Verfügung über Gemeindevermögen, Veräußerung 
oder Belastung von Grundstücken, Schenkungen und 
Darlehen der Gemeinde, ausgenommen einfache Ge­
schäfte laufender Verwaltung,

l) die Errichtung, Übernahme, wesentliche Erweiterung 
bzw. Einschränkung oder Auflösung kommunaler Be­
triebe und Einrichtungen, die Beteiligung an privat­
rechtlichen Unternehmen sowie die Umwandlung der 
Rechtsform kommunaler Betriebe und Einrichtungen,

m) die Aufnahme von Krediten, Übernahme von Bürg­
schaften, Abschluß von Gewährverträgen, Bestellung 
sonstiger Sicherheiten sowie wirtschaftlich gleichzuach­
tender Rechtsgeschäfte,

n) die Umwandlung des Zwecks, die Zusammenlegung und 
Aufhebung von Stiftungen sowie die Verwendung des 
Stiftungsvermögens,

o) die Mitgliedschaft in kommunalen Verbänden und Ver­
einigungen sowie die Aufnahme partnerschaftlicher Be­
ziehungen zu anderen Gemeinden,

p) die Geschäftsordnung der Gemeindevertretung,
q) die Aufstellung, Änderung und Aufhebung von Flächen­

nutzungsplänen im Sinne der Gemeindeentwicklung,
r) die Bestellung von Vertretern der Gemeinde in Eigen­

gesellschaften und anderen wirtschaftlichen Unterneh­
men, an denen die Gemeinde beteiligt ist,

s) die Übernahme neuer Aufgaben, für die keine gesetz­
liche Verpflichtung besteht,

t) Angelegenheiten, über die kraft Gesetzes die Gemeinde­
vertretung entscheidet.

§ 22
Mitglieder der Gemeindevertretung

(1) Die Mitglieder der Gemeindevertretung werden von den 
Bürgern in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und 
geheimer Wahl auf die Dauer von vier Jahren gewählt. Nähe­
res regelt das Kommunalwahlgesetz.

(2) Die Mitglieder der Gemeindevertretung führen in kreis­
angehörigen und kreisfreien Städten die Bezeichnung Stadt­
verordneter.

(3) Die Mitglieder der Gemeindevertretung üben ihr Ehren­
amt nach dem Gesetz und nach ihrer freien, dem Gemein­
wohl verpflichteten Überzeugung aus. Sie sind an Aufträge 
nicht gebunden.

(4) Die Mitglieder der Gemeindevertretung sind berech­
tigt, Beschlußvorlagen in die Gemeindevertretung einzubrin­
gen, Anträge zu stellen sowie an der Arbeit der Ausschüsse 
teilzunehmen.

(5) Die Mitglieder der Gemeindevertretung, die derselben 
Partei, politischen Vereinigung oder politischen Gruppierung 
angehören, können sich zu einer Fraktion zusammenschließen. 
Eine Fraktion kann auch aus Mitgliedern mehrerer Parteien, 
politischen Vereinigungen oder politischen Gruppierungen 
gebildet werden. Eine Fraktion muß mindestens aus zwei 
Mitgliedern der Gemeindevertretung bestehen. Fraktionslose 
Gemeindevertreter können sich durch schriftliche Erklärung 
gegenüber dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung zu 
einer Fraktion zusammenschließen oder einer Fraktion mit 
deren Zustimmung beitreten. Näheres über die Bildung der 
Fraktionen, ihre Rechte und Pflichten regelt die Geschäfts­
ordnung.

(6) Die Mitglieder der Gemeindevertretung sind über Angele­
genheiten, die ihnen im Rahmen ihrer Tätigkeit zur Kenntnis 
kommen, zur Verschwiegenheit verpflichtet, soweit dies ein 
Gesetz oder ein Beschluß der Gemeindevertretung anordnet. 
Sie dürfen ohne Genehmigung der Gemeindevertretung über 
solche Angelegenheiten, über die sie zur Verschwiegenheit 
verpflichtet sind, weder gerichtlich noch außergerichtlich Aus­
sagen noch irgendwelche Angaben machen.

(7) Die Mitglieder der Gemeindevertretung dürfen weder 
beratend noch entscheidend mitwirken, wenn die Entschei­
dung eine Angelegenheit betrifft, die ihnen oder ihren Ange­
hörigen oder einer von ihnen vertretenen natürlichen oder 
juristischen Person unmittelbar Vorteil oder Nachteil bringt.

(8) Die Mitglieder der Gemeindevertretung können mit 
Ausnahme des Bürgermeisters oder von Beigeordneten nicht 
gleichzeitig leitende Bedienstete der Kommunalverwaltung 
sein.


